
. SÜDWESTECHODonnerstag, 22. Dezember 2016 Ausgabe Nr. 297 – Seite 13

Sein Können hat Khalil Valeev (Foto:
artis) schon bei zahlreichen Veranstal-
tungen und auf Festivals bewiesen.
Ein Zirkus-Engagement hatte der
Sandmaler aus Russland allerdings
bislang noch nicht. So ist sein Auftritt
heute bei der Premiere des Karlsruher
Weihnachtscircus auch für ihn eine
absolute Premiere. Die BNN durften
ihm bei den Proben schon einmal über

die Schulter schauen, als er das Karls-
ruher Schloss als Motiv auf sein Sand-
feld zauberte. Im Zirkuszelt werden
seine Sandbilder auf Leinwände pro-
jiziert, damit sie von den Besuchern
auf den Rängen auch gut gesehen wer-
den können. kam

In der Flüchtlingskrise hat Deutsch-
land nach Überzeugung von Minister-
präsident Winfried Kretschmann (Grü-
ne) seine christliche Seite gezeigt.
„Wenn sich da nicht so viele Menschen
engagiert hätten, ob das technische
Hilfswerke waren oder Kirchengemein-
den oder Leute, die ganz spontan
Flüchtlinge bei sich aufgenommen ha-
ben, hätten wir das staatlicherseits

nicht hinbekom-
men. Christlicher
kann man doch
nicht sein!“, sagte
der baden-würt-

tembergische Regierungschef. Zu sei-
nem persönlichen Glauben sagte der
grüne Politiker, der dem Zentralkomitee
der deutschen Katholiken angehört:
„Ich bin nicht der fromme Katholik, wie
viele immer behaupten, nur weil ich
prominent bin. Ich gehöre zu den skepti-
schen Gläubigen, den Zweiflern.“ Mit
der Institution Kirche habe er allerdings
seinen Frieden gemacht. epd

Wie kann ein skifahrender Nikolaus
wegweisend sein? Was verbirgt sich hin-
ter einer Baumstrumpfhose? Die Auflö-
sungen präsentiert Kirsten Elsner-Schi-
chor aus Hohenwettersbach in ihren
„Weihnachtsgeschichten aus dem
Schwarzwald“ (Wartberg Verlag, 78 Sei-
ten, 11,90 Euro). Viele der Geschichten
und Anekdoten der Autorin dürften dem
Leser durchaus bekannt vorkommen,
weil er sie in ähnli-
cher Weise im Tru-
bel vor den Festta-
gen auch schon er-
lebt hat oder Men-
schen kennt, die vielleicht ähnliche Er-
fahrungen in der eigentlich besinnlichen
Zeit gemacht haben. Etwa dann, wenn
es darum geht, die Pfunde vom leckeren
Essen während der Feiertag wieder von
den Hüften zu bekommen. Kirsten Els-
ner-Schichor ist als freie Mitarbeiterin
für Reisebuchverlage sowie Touristiker
tätig und erstellt Landkarten, Illustra-
tionen, Layouts und Texte. swe

Der Schauspieler Sebastian Koch
(„Das Leben der Anderen“, Foto: dpa)
mag Weihnachten vor allem als Fami-
lienfest. „Man kocht zusammen und
man hat einfach besinnliche Stunden.
Das ist schön“, sagte der aus Karlsru-
he stammende Schauspieler. Auf dem
Speiseplan an Heiligabend steht bei
dem 54 Jahre alten gebürtigen Bade-
ner ein klassisches Weihnachtsgericht:

Es gibt Nürnber-
ger Rostbrat-
würstchen mit lau-
warmem, schwäbi-
schem Kartoffelsa-
lat, Feldsalat und
Bier. „Also ganz
simpel eigentlich“,
meint der Mime.
Die vorweihnacht-
liche Hektik ver-
sucht Sebastian
Koch zu vermei-

den. „Dieses Geschenke kaufen, und
dann auf den letzten Drücker, da hab
ich mich seit ein paar Jahren ausge-
klinkt.“ Im vergangenen Jahr drehte
Koch mit Steven Spielberg den Film
„Bridge of Spies“. rhs

Ein skeptischer Gläubiger

Persönlich

„Die BNN gehören zu meiner tägli-
chen Pflicht- und Lustlektüre.
Morgens, noch vor dem ersten Es-
presso, gibt es mit der BNN-App ei-
nen Schnellcheck der aktuellen
Themen. Im Büro beginnt dann der
Kampf um die Printausgabe. Sie ist
oft von Kollegen schon „leergele-
sen“ und zerfleddert, bietet aber
immer viel Gesprächsstoff. Am Wo-
chenende beliefert mich meine
Mutter mit den besten BNN-Aus-
schnitten. Von Kultur und Lokales
über Politik bis Wirtschaft: Sie
sammelt alle Artikel, die für mich
und das ZKM von Interesse sein
könnten. Diese Ausschnitte sind
auch bei meinen Kollegen sehr be-
gehrt und werden oft archiviert. So
werden die digitalen und die ge-
druckten BNN gleich mehrfach ge-
nutzt. Mein Fazit: Die BNN lohnen
sich!“

Christiane Riedel
Geschäftsführerin des ZKM
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Ulrich Breuer
muss Ende 2017 gehen

Senatsentscheidung gegen KIT-Vizepräsidenten
Von unserem Redaktionsmitglied
Julius Sandmann

Karlsruhe. Die Geschichte der Zwis-
tigkeiten am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT) ist um ein Kapitel rei-
cher: Der Senat hat am Montag die Ent-
scheidung des Aufsichtsrates, Ulrich
Breuer von 2018 an für weitere sechs
Jahre als Vizepräsidenten für Wirtschaft
und Finanzen zu
beschäftigen, nicht
bestätigt. Damit
endet seine Amts-
zeit zum 31. De-
zember 2017. Das
geht aus einem
Rundschreiben von
KIT-Präsident
Holger Hanselka
hervor, das den
BNN vorliegt.

Bereits in einer
Probeabstimmung
hatte sich der Se-
nat gegen Breuer
entschieden, wie
die BNN Ende Ok-
tober berichteten.
Jetzt ist Anfang der
Woche die endgül-
tige Entscheidung
gefallen. Dabei
hatte sich der KIT-
Aufsichtsrat – pro-
minent besetzt mit Dietmar Zetsche,
Vorstandsvorsitzender der Daimler AG,
und Multimilliardär Stefan Quandt, ei-
ner der reichsten Deutschen – vorher
einstimmig für Breuer entschieden. Der
KIT-Senat – Mitglieder sind unter ande-
rem die Dekane der elf Fakultäten – hät-

te diese Wahl jedoch bestätigen müssen
– was er aber nicht tat. „Nach der Aus-
zählung gab es beim Präsidium betroffe-
ne und verwunderte Gesichter“, erzähl-
te eine Person, die bei der Wahl anwe-
send war, den BNN.

Breuer persönlich wollte sich zu die-
sem Vorgang nicht äußern. Ebenso wie
Wolfgang Eppler, Vorsitzender des Per-
sonalrats. Hanselka bedauerte die Ent-

scheidung in sei-
nem Rundschrei-
ben. „In seiner
Amtszeit hat Dr.
Breuer als tatkräf-
tiger und engagier-
ter Vizepräsident
Reformen angesto-
ßen, die zum Zu-
sammenwachsen
des KIT beigetra-
gen haben“, hieß es
dort. Zudem habe
Breuer den Haus-
halt konsolidiert,
was nur mit großen
Anstrengungen
und der Verände-
rungsbereitschaft
aller Beteiligten zu
bewerkstelligen
gewesen sei.

Der These, dass
die Entscheidung
auch gegen den Re-

formkurs von Hanselka gerichtet sei,
trat KIT-Pressesprecherin Monika
Landgraf entgegen: „Nein, das Votum
des KIT-Senates ist definitiv nicht als
ein Signal gegen die Dachstrategie KIT
2025 und die strategische Weiterent-
wicklung des KIT zu werten.“ Diese sei

im vergangenen Jahr mit breiter Zu-
stimmung aller Gremien verabschiedet
worden. Auch die bei der Wahl anwesen-
de Person sagte, es sei allein um Breuer
gegangen.

Für Landgraf ist
die Entscheidung
ebenfalls kein Zei-
chen für eine Dis-
krepanz zwischen
Aufsichtsrat und Senat. „Der KIT-Senat
ist ein demokratisch gewähltes Gremi-
um des KIT und wir akzeptieren dieses
Votum. Weitere darüber hinausgehende
Interpretationen wären absolut fehl am
Platz“, sagte die KIT-Pressesprecherin.

Breuer, der seit 2012 Vizepräsident ist,
polarisiert am KIT. Während ein Mitar-
beiter gegenüber den BNN bereits frü-
her davon gesprochen hatte, dass im

Zuge der Reformen
eine „Spur der Ver-
wüstung“ durch
die Einrichtung ge-
zogen würde,
sprach ein anderer

davon, dass der Vizepräsident hemdsär-
melig im positiven Sinne sei.

Für Breuers Nachfolge gibt es ein im
KIT-Gesetz geregeltes Verfahren. Nach
einer öffentlichen Ausschreibung muss
sich die Mehrheit des Aufsichtsrates für

den nächsten Vizepräsidenten für Wirt-
schaft und Finanzen entscheiden. Aber
auch hier gilt nach Aussage von Presse-
sprecherin Landgraf wieder: „Die Wahl
des Aufsichtsrates bedarf der Bestäti-
gung durch den KIT-Senat.“

Die BNN haben in den vergangenen
Monaten häufiger über die am KIT herr-
schende Unzufriedenheit wegen der
Umstrukturierungen gesprochen. Han-
selka selbst hatte während einer Redak-
tionskonferenz bei den BNN Anfang
dieses Monats gesagt, der Informations-
fluss sei verbesserungswürdig, die Kriti-
ker seines Reformkurses stellten aber
nicht die Mehrheit.

DER UNMUT SPRIESST WEITER: Nach dem negativen Senatsvotum muss sich die KIT-Führung Gedanken über den nächsten Vize-
präsidenten für Wirtschaft und Finanzen machen. Foto: jodo

ULRICH BREUER geht 2017 in sein letztes
Jahr als KIT-Vizepräsident. Foto: Fabry

Personalrat äußert
sich nicht öffentlich

Protest in
Heidelberg

Heidelberg (dpa/lsw). Hunderte
Studenten haben in Heidelberg ge-
gen Studiengebühren demonstriert.
Die Organisatoren sprachen am
gestrigen Mittwoch von 500 Teil-
nehmern, die Polizei ging von 400
Demonstranten aus. Auf Transpa-
renten hieß es: „Bildungsbarrieren
einreißen – Studiengebühren ver-
hindern“ oder in Anspielung auf
den Wahlkampfspruch des künfti-
gen US-Präsidenten Donald Trump
„Make Education great again“. Ur-
sprünglich hatten die Veranstalter
mit bis zu 800 Teilnehmern an ihrem
Marsch gerechnet. „Ich bin zufrie-
den“, sagte Stefan Meyer von der
Initiative. Der Tag kurz vor Weih-
nachten sei nicht besonders günstig,
weil viele Studenten Klausuren
schreiben müssten, aber als fünfter
Jahrestag der Abschaffung von Stu-
diengebühren in Baden-Württem-
berg bewusst gewählt.

Die grün-schwarze Landesregie-
rung plant, künftig Gebühren für
Studenten aus Nicht-EU-Ländern
und für das Zweitstudium zu erhe-
ben. Die Heidelberger Studenten
befürchten trotz gegenteiliger Zusi-
cherungen von Wissenschaftsminis-
terin Theresia Bauer (Grüne), dass
langfristig wieder allgemeine Stu-
diengebühren eingeführt werden
sollen. In Freiburg hatten Studenten
vergangene Woche aus Protest zwei
Tage lang das Audimax besetzt.

Postmitarbeiter soll
Briefe behalten haben
Ludwigsburg (dpa/lsw). Ein Postmit-

arbeiter soll in Ludwigsburg rund 700
Briefe gestohlen haben. „Anfang 2016
gab es erste Hinweise auf Unregelmä-
ßigkeiten in unserem Zustellstütz-
punkt“, sagte der Sprecher der Deut-
schen Post, Hugo Gimber. Zuvor hatte
die „Ludwigsburger Kreiszeitung“ be-
richtet und dann die „Stuttgarter Nach-
richten“. Nach Angaben der Staatsan-
waltschaft Stuttgart ist der ehemalige
Mitarbeiter derzeit verschwunden und
zur Fahndung ausgeschrieben.

Eine Kollegin war dem 42-Jährigen im
Mai 2016 auf die Schliche gekommen.
Die Post zog die Polizei hinzu. Im Spind
fanden die Ermittler rund 700, meist ge-
öffnete Briefe. Die ersten Briefe seien
von Mai 2015. Als Grund nannte er nach
Angaben der Post private und finanziel-
le Probleme. Am Ende kamen die Briefe
doch an. Gimber: „Sie wurden dann zu-
sammen mit einem Begleitschreiben, in
dem sich das Unternehmen entschul-
digt, an die Empfänger ausgeliefert.“
Dem Verdächtigen wurde nach mehr als
zwanzig Jahren Mitarbeit gekündigt.

Stiftung bleibt Hand der Stadt
Nachfahre des Luftschiffpioniers Zeppelin will das Urteil anfechten

Von unserer Mitarbeiterin
Kathrin Drinkuth

Friedrichshafen. Erfolg für die Stadt
Friedrichshafen: Die millionenschwere
Zeppelin-Stiftung bleibt in der Hand
der Kommune. Wie das Regierungsprä-
sidium Tübingen mitteilte, wurden ent-
sprechende Anträge eines Nachfahrens
des Luftschiffpioniers Graf Ferdinand
von Zeppelin abgelehnt. Dieser wollte
die ursprüngliche, selbstständige Stif-
tung wiederbeleben – mit dem damali-
gen Zweck, die Luftfahrt zu fördern. Die
Anträge seien schon deshalb abzuleh-
nen, weil die 1947 erlassene Rechtsan-
ordnung über die Aufhebung der Zeppe-
lin-Stiftung in Form eines Gesetzes er-
folgte, hieß es beim Regierungspräsidi-
um. Zudem seien Albrecht Graf von
Brandenstein-Zeppelin und sein Sohn
als Antragssteller gar nicht befugt, da
sie keine Mitglieder eines Organs der
Zeppelin-Stiftung seien.

Graf von Brandenstein-Zeppelin kün-
digte gestern an, vor dem Verwaltungs-
gericht Sigmaringen gegen die Ent-
scheidung vorgehen zu wollen. „Das Re-
gierungspräsidium hat es sich zu ein-
fach gemacht“, teilte er mit. „Ich glaube
deshalb nicht, dass diese Entscheidung
vor Gericht letztinstanzlich Bestand ha-
ben wird.“ Dass seine Anträge abge-
lehnt wurden, sei ein „Anschlag auf das
Stiftungswesen insgesamt.“ Wenn ein
Stifter nicht mehr die Gewissheit haben
könne, dass seine Stiftung erhalten und
sein Stifterwille beachtet werde, werde

das Fundament des deutschen Stif-
tungswesens beschädigt.

Der Luftschiffbauer Zeppelin hatte die
Stiftung 1908 gegründet. Nach dem
Zweiten Weltkrieg wurde sie 1947 der
Stadt übertragen. Aus Sicht Graf von
Brandenstein-Zeppelins zu unrecht –
daher hatte er die entsprechenden An-
träge beim Regierungspräsidium einge-
reicht. Die Stadt wiederum hält sein An-

liegen für unzulässig und unbegründet.
Einer möglichen Klage vor dem Verwal-
tungsgericht sehe man gelassen entge-
gen, teilte die Kommune mit. Für die
Stadt steht einiges auf dem Spiel: Mit
dem Geld der Stiftung werden kulturel-
le und soziale Projekte unterstützt. Für
2016 rechnet die Kommune nach eige-
nen Angaben mit 50 Millionen Euro, die
dafür eingesetzt werden können.

FERDINAND GRAF VON ZEPPELIN gründete seine Stiftung 1908. Um die millionen-
schwere Stiftung in Friedrichshafen wurde monatelang gerungen. Foto: dpa
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